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S a t z u n g  
 

des Fördervereins Stadtkirche zu Wanfried e.V. 
 

Präambel 
 

Angesichts der großen Aufgaben, welche die Ev. Gemeinde zukünftig für 
den Erhalt des Kirchengebäudes und für das Beleben des Gemeindele-
bens zu bewältigen hat und die einen erheblichen finanziellen Aufwand 

bedeuten, wird dieser Verein gegründet und gibt sich folgende Satzung*):  
 

§ 1 
Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 
Der Verein führt den Namen 
 

Förderverein Stadtkirche zu Wanfried e.V.  
 
Der Verein hat seinen Sitz in Wanfried und er soll in das Vereinsregister 
eingetragen werden. 
 
Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 
Der Zweck des Vereins 

 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und 
kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung.  
 
Zweck des Vereins ist die Förderung der Religion sowie von Kunst, Kul-
tur und Denkmalpflege durch  
 

� die Förderung der Erhaltung der Ev. Kirche zu Wanfried 
 

� die Förderung der Pflege der Kirchenmusik  
 

� die Förderung der Ev. Kirchengemeinde in Wanfried 
 

� die Förderung ökumenischer Aktivitäten in Wanfried. 
 

 
 

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch  
 

- Einwerben von finanziellen Mitteln, insbesondere von Spenden, für den Erhalt 
der Ev. Kirche Wanfried  

 
- breite Öffentlichkeitsarbeit für die Kulturstätte Ev. Kirche Wanfried 

 
- organisatorische Unterstützung bei der Unterhaltung und Nutzung der Kultur-

stätte Ev. Kirche Wanfried 
 

- Unterstützung bzw. Organisation von Konzerten in der Ev. Kirche Wanfried 
 
- Unterstützung der Ev. Kirchengemeinde Wanfried im finanziellen, organisato-

rischen und personellen Bereich. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-
den. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf 
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
Der Verein darf zur Verwirklichung seiner Ziele Arbeitskräfte beschäftigen. 
 
Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Jeder Beschluss über die 
Änderung der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht dem zuständi-
gen Finanzamt vorzulegen. 
 

§ 3 
Erwerb der Mitgliedschaft 

 
Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche und juristische Person sowie Perso-
nenvereinigung werden, die an der Verwirklichung der Vereinsziele interessiert sind. 
 
Über den schriftlichen Antrag entscheidet der Vorstand. Der Antrag soll den Namen, das 
Alter, den Beruf und die Anschrift des Antragstellers enthalten. 
 

§ 4 
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
Die Mitgliedschaft endet 
 
a mit dem Tod des Mitglieds; 
b durch freiwilligen Austritt; 
c durch Streichung von der Mitgliederliste; 
d durch Ausschluss. 
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Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber ei-
nem Mitglied des Vorstandes. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjah-
res unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig. 
 
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste 
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung 
des Beitrags in Rückstand ist. 
 
Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absen-
dung des zweiten Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Bei-
tragsschulden nicht beglichen sind. 
 
Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen. Ein Mitglied kann, wenn es 
gegen die Vereinsinteressen gröblichst verstoßen hat, durch Beschluss 
des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden.  
 

§ 5 
Mitgliedsbeiträge 

 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbei-
trages wird in der Mitgliederversammlung bestimmt. Festgesetzte Beiträ-
ge sind auch bei Eintritt während des Geschäftsjahres mit dem Eintritt 
fällig. 
 
Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 

§ 6 
Organe des Vereins 

 
Organe des Vereins sind: 
 
a der Vorstand 
b die Mitgliederversammlung. 
 

§ 7 
Der Vorstand 

 
Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens fünf bis acht Perso-
nen, nämlich dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
dem Schatzmeister, dem Schriftführer und bis zu vier Beisitzern. Dem 
Vorstand sollen mindestens zwei Kirchenvorstandsmitglieder der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Wanfried angehören.  
 
Jeweils zwei Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gemeinsam, da-
runter immer der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende.  
 

Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins.  
 
 
Intern wird festgelegt, dass es für Rechtshandlungen mit einem Gegenstandswert von 
mehr als 5.000 € der Zustimmung der Mitgliederversammlung bedarf.  
 

§ 8 
Die Zuständigkeit des Vorstands 

 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er hat vor allem fol-
gende Aufgaben: 
 
1. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der  

Tagesordnung; 
 
2. Einberufung der Mitgliederversammlung; 
 
3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
 
4. Aufstellung eines Wirtschaftsplans für jedes Geschäftsjahr; 
 
5. Buchführung; 
 
6. Erstellung eines Jahresberichts und des Jahresabschlusses; 
 
7. Beschlussfassung über die Form des Jahresabschlusses 
      (Bilanz und G- und V Rechnung oder Einnahmen- und Ausgabenrechnung 
      mit Vermögensübersicht); 
 
8.   Abschluss und Kündigung von Arbeitsverhältnissen; 
 
9.   Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss  
      von Mitgliedern und Ehrenmitgliedern; 
 
10. Vorschläge für die Besetzung des Kuratoriums. 

 
 
 

§ 9 
Amtsdauer des Vorstands 

 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren vom 
Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands 
im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. 
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Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so 
wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen. 
 

§ 10 
Beschlussfassung des Vorstands 

 
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzun-
gen, die vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertreten-
den Vorsitzenden, schriftlich, fernmündlich oder per E-Mail einberufen 
werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzu-
halten. 
 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmit-
glieder, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, 
anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der 
Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende. 
Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu Beweiszwecken zu protokollie-
ren. Das Protokoll ist vom jeweiligen Sitzungsleiter und dem Protokollfüh-
rer zu unterzeichnen. 
 
Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, 
wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließen-
den Regelung erklären. 
 

§ 11 
Das Kuratorium 

 
Der Verein kann zum Zwecke der Wahrnehmung repräsentativer Aufga-
ben ein Kuratorium bilden. 
 

 
§ 12 

Die Mitgliederversammlung 
 
In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied – auch Eh-
renmitglied – eine Stimme. 
 
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 
1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Wirtschaftsplanes für 

das nächste Geschäftsjahr, Entgegennahme des von den Kassen-
prüfern geprüften Jahresabschlusses bzw. der Einnahmen- und Aus-

gabenrechnung mit Vermögensübersicht; Entlastung des Vorstandes; 
2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages; 
 
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes; 
 
4. Bestätigung der Vorschläge des Vorstandes zur Besetzung des Kuratoriums; 
 
5. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Ver-

eins; 
 
6. Bestellung von zwei Kassenprüfern auf Vorschlag des Vorstandes. 
 
In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die 
Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand 
kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der 
Mitgliederversammlung einholen. 
 

§ 13 
Die Einberufung der Mitgliederversammlung 

 
Mindestens einmal im Jahr findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. 
 
Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung der Frist von zwei Wochen schriftlich oder per 
e-Mail unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die 
Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt 
dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schrift-
lich oder per e-Mail bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt 
der Vorstand fest. 
 

 
§ 14 

Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 
stellvertretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist 
kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei Wahlen 
kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehen-
den Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. 
 
Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum Protokollführer kann 
auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. Die Art der Abstimmung bestimmt der Ver-
sammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn min-
destens 1/3 der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies 
beantragt. 
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Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter 
kann Gäste zulassen. 
 
Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens 
beschließt die Mitgliederversammlung. 
 
Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist stets be-
schlussfähig, unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder. 
 
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen 
bleiben daher außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine 
Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen erforderlich. 
 
Für Wahlen gilt folgendes: 
 
Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandida-
ten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. 
 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzu-
nehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollfüh-
rer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: 
 
Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und 
des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tages-
ordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstim-
mung. 
 
Bei Satzungsänderungen ist der genaue Wortlaut anzugeben. 
 

 
§ 15 

Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 
 
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitglie-
derversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere An-
gelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Ta-
gesordnung entsprechend zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der 
Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, 
beschließt die Mitgliederversammlung mit Mehrheit. 
 

 
 
 

§ 16 
Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberu-
fen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert 
oder wenn die Berufung von 1/3 aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederver-
sammlung gelten die §§ 12, 13, 14 und 15 entsprechend. 

 
 

§ 17 
Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehr-
heit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden.  
 
Sofern die Mitgliederversammlung nicht anderes beschließt, sind der Vorsitzende und 
der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die 
vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus 
einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-
cke fällt das Vermögen des Vereins an die Ev. Kirchengemeinde Wanfried, die es 
unmittelbar und ausschließlich für kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 
 
 
 
*) Die weibliche Schriftform gilt in die Bezeichnungen mit eingeschlossen. 
 
 
Gründungsmitglieder: 
 
 
 
    


